
Sozialdemokratische Partei 
Kanton Uri 

Interpellation 
Hindernisfreier Zugang zum Urner ÖV in zwei Jahren 

Geschätzte Frau Landratspräsidentin 
Geschätzte Damen und Herren 

Mobilität ist eine zentrale Voraussetzung für die Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben. Mobil zu sein ermöglicht es beispielsweise eine Ausbildung zu absolvieren, 
berufstätig zu sein, soziale Kontakte zu pflegen und Freizeitangebote zu nutzen. 
Für Menschen mit Behinderungen, mobilitätseingeschränkte Senior*innen und 
Menschen mit viel Gepäck oder Kinderwagen ist es elementar, dass sie das Sys­
tem des öffentlichen Verkehrs gleichberechtigt und autonom nutzen können - o­
der bei Bedarf Zugang zu Fahrdiensten haben. Das Behindertengleichstellungsge­
setz (BehiG) verlangt, dass der Verkehr (ÖV) ab 2024 hindernisfrei nutzbar sein 
soll. Dies bedingt u. a. eine flächendeckende Anpassung der Bushaltestellen, ins­
besondere die Perronerhöhung auf 22 Zentimeter. Der neue Busbahnhof des 
Kantonsbahnhofs beispielsweise, wird dank der Beteiligung der Auto AG Uri, Pro­
Cap Uri und des Kantons hindernisfrei sein. 
Die Frist dazu läuft bereits seit 18 Jahren 1

• Mit anderen Worten gesagt, ab 2024 
wird diese Gesetzesnorm beschwerdefähig. 

Es interessieren uns deshalb folgende Fragen in diesem Zusammenhang: 
1. Wie sieht der genaue Fahrplan für die Umsetzung sowie Planung entlang des 

Kantonsstrassennetzes aus bis zur und nach der Frist aus? 
2. Welche Massnahmen plant der Kanton, um die Umsetzung dieses Behinder­

tengleichstellungsgesetztes in Bezug ÖV weiter voranzutreiben? 
3. Nach welchen Kriterien werden die Anpassungen für die Umsetzung des hin­

dernisfreien Zugangs der Haltestellen priorisiert? 
4. Wie wurden und werden die Gemeinden bei der Umsetzung unterstützt und 

kontrolliert? 
5. Wie werden die Busbetriebe, die wohl die beste Übersicht vor Ort haben, in 

die Planung miteinbezogen? Wie werden Menschen mit Behinderung in die Pla­
nung einbezogen? 

1 Art . 22 Anpassungsfristen für den öffentlichen Verkehr 



6. Wie hoch sind die Finanzhilfen, welche der Bund und der Kanton für die Mass­
nahmen geleistet haben? Wie viele finanzielle Mittel hätte der Kanton insge­
samt beantragen können? Wie hoch beziffert der Kanton den Mittelbedarf bis 
2023? 

Wir danken dem Regierungsrat für die Beantwortung unserer Fragen. 
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